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Zum Gesetzentwurf DS 19/6413 nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker Hessen e.V. (VLK) vertritt etwa 
1000 Parlamentarier in Hessen und ist damit einer der größten kommunalpoliti-
schen Verbände in Hessen. Unsere Mitglieder engagieren sich ehrenamtlich in 
Ortsbeiräten, Gemeindevertretungen, Stadtverordnetenversammlungen, Kreista-
gen, Magistraten und Kreisausschüssen, sie sind haupt- und ehrenamtliche Beige-
ordnete oder Bürgermeister. Mit diesen engagierten Mitgliedern, die sich im Sin-
ne der Gemeinschaft einsetzen, haben wir das Ohr am Puls der Zeit und vertreten 
die Interessen der Bürger vor Ort. Wir sind getragen vom kommunal-
demokratischen Prinzip der Subsidiarität, also der kommunalen Selbstverwaltung, 
und wir sind von der größtmöglichen Selbstbestimmung, Eigenverantwortung und 
Entscheidungsfreiheit vor Ort überzeugt.  
 
Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ist ein Meilenstein in der Gesetzgebung für 
Menschen mit Behinderung und der Sozialpolitik. Getreu der liberalen Überzeu-
gung rückt hier der einzelne Mensch weiter in die Mitte von Verwaltungshandeln. 
Mit gestärkten Selbstbestimmungsrechten und einer gleichberechtigten Teilhabe 
will das BTHG die Inklusion fördern und Menschen befähigen, ihr Leben ent-
sprechend der eigenen Wünsche und Fähigkeiten zu leben. Diese Intention kön-
nen wir vollumfänglich unterstützen. Mit dem vorgelegten Landesausführungsge-
setz sollen die bundesgesetzlichen Regelungen nun an die Situation in Hessen an-
gepasst werden.  
 
Grundsätzlich beurteilen wir den Gesetzesentwurf als gelungen, denn in Zukunft 
werden die Hilfen aus einer Hand erbracht und mit dem Lebensabschnittmodell 
gibt es einen klaren Übergang der Zuständigkeiten. Diese Klarheit ist insbesonde-
re für die Menschen mit Behinderung wichtig, die bei ihren Problemstellungen 
kompetente Ansprechpartner vorfinden möchten. Die VLK Hessen begrüßt  den 
Verbleib der Kompetenzen beim LWV Hessen, denn bei diesem Verband, der 
durch die Kreise und kreisfreien Städte getragen wird, ist seit langem eine hohe 
Fachkompetenz und Erfahrung angesiedelt. Dies garantiert Stabilität für die be-
troffenen Menschen. Der LWV Hessen ist aus Sicht der VLK seit nunmehr 65 
Jahren ein gelungenes Beispiel für die kommunale Bündelung von Kompetenzen 
im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit. Der LWV ist der landesweite 
Zusammenschluss der kreisfreien Städte und Landkreise zur eigenverantwortli-
chen Organisation und Durchführung der überörtlichen Sozialhil-
fe/Eingliederungshilfe.  
Dieser Grundgedanke sollte  auch in der Zukunft erhalten bleiben, weshalb wir 
insbesondere §9 des HAG zu SGB IX, Fachaufsicht, sehr kritisch sehen. Dieser 
Regelung folgend soll in Zukunft die Fachaufsicht durch das Land Hessen, dem 
Gesetz folgend als oberste Fachaufsichtsbehörde durch das Sozialministerium, 
ausgeübt werden. Dies ist in unseren Augen weder formell noch materiell sinnvoll 
und bedarf aus unserer Sicht einer Rückführung auf die Rechtsaufsicht durch das 
Land.  
  
Der Landeswohlfahrtsverband ist ein Kommunalverband höherer Ordnung und 
wird als solcher durch die Verbandsversammlung getragen und kontrolliert.  Die-
se wird von den hessischen Kommunalpolitikern in den Kreistagen und den 
Stadtverordnetenversammlung der kreisfreien Städte gewählt. 
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 Demnach ist schon die organisatorische Struktur des LWV auf die Kommunen 
und Kreise ausgerichtet. Dies gilt gleichwohl für die Finanzierung. 
Der größte Teil des Haushaltes des LWV Hessen  wird durch die Landkreise und 
kreisfreien Städte bereitgestellt, insgesamt 1,395 Milliarden Euro 2018 über die 
Verbandsumlage. Der Anteil des Landes Hessen über FAG Zuweisungen beträgt 
hingegen 132 Millionen Euro, d.h. nicht einmal 10% der Mittel, die die Kommu-
nen in ihrer Gesamtheit aufbringen. 
In diesem Zusammenhang sei  die Bemerkung erlaubt, dass die in jüngerer Ver-
gangenheit auch und insbesondere mit den kommunalen Spitzenverbänden ge-
führte Diskussion auf der einen Seite die Position des Landes, und auf der anderen 
Seite die der kreisfreien Städte und Landkreise betrachtet hat. Zu den Landkreisen 
ist festzuhalten, dass diese ihre Umlageverpflichtung gegenüber dem LWV im 
Rahmen der Verbandsumlage vollständig aus Mitteln bestreiten, die im nachgela-
gerten Umlagesystem die kreisangehörigen Kommunen im Wege der Kreisumla-
gen ihren Landkreisen zugeführt haben. Mithin handelt es sich um originär kom-
munale Mittel, über deren Verwendung das Land zukünftig die Fachaufsicht aus-
üben möchte, wogegen wir mit dieser Stellungnahme sprechen möchten.  
 
Die Kommunen stellen dem LWV die notwendigen Finanzmittel in der Überzeu-
gung zur Verfügung, dass dort die Hilfe für Menschen mit Behinderung ideal an-
gesiedelt ist und dort am sinnvollsten für die Menschen in Hessen eingesetzt wird. 
Ein Verband, der also von kommunalen Gremien gewählt, finanziert und getragen 
wird, muss in der Sache auch durch diese kontrolliert werden. Ein Festhalten an 
der Fachaufsicht durch das Land ist eine Verlagerung von Zuständigkeiten, die in 
unseren Augen nicht sachgerecht ist.  
Wir empfehlen daher die Zuständigkeit der Fachaufsicht nicht beim Land Hessen 
zu belassen, die Rechtsaufsicht bleibt hiervon selbstverständlich unberührt.  
 
Zu den finanziellen Auswirkungen wird im Gesetzentwurf ausgeführt, dass die 
kommunale Familie im Zusammenhang mit den Beschlüssen zur Verabschiedung 
des BTHG bereits umfangreich entlastet wurde und wird. Bezug genommen wird 
hier insbesondere auf die „5. Milliarde“, die über die Gemeindefinanzierungsge-
setze an die Kommunen fließen würden. Diese pauschale Aussage trifft in dieser 
Form auf die Hessischen Kommunen nicht zu, da die „5. Milliarde“ durch die 
Hessenkasse bereits gebunden ist und die Kommunen, je nachdem in welcher 
Form sie an der Hessenkasse teilnehmen, in höchst unterschiedlichem Maße von 
diesen Bundesmitteln profitieren. Ein Zusammenhang zwischen der „5. Milliarde“ 
und der Mittelverwendung zur kommunalen Entlastung im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe besteht nach unserer Auffassung in Hessen nicht.  
 
 
Insgesamt stellt sich der Gesetzesentwurf aus unserer Sicht überwiegend positiv 
dar. Es ist ein eindeutiges Signal für den Landeswohlfahrtsverband, dass hier be-
währte Arbeit fortgesetzt werden kann. Insbesondere für Menschen mit Behinde-
rung in Hessen, aber auch für die Mitarbeiter des LWV und die vielen assoziierten 
Verbände und Unternehmen ist eine lange Hängepartie nun vorbei. Der vorlie-
gende Entwurf löst die Anforderungen des Bundesteilhabegesetzes zur Zufrieden-
heit der Beteiligten und schafft klare Zuständigkeiten. Dies gibt den betroffenen 
Menschen Sicherheit, Stabilität und Planbarkeit und diese menschliche Orientie-
rung ist die wichtigste Komponente des vorliegenden Gesetzentwurfs.  
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Wir empfehlen – vorbehaltlich einer inhaltlichen Änderung im Bereich der Fach-
aufsicht wie ausgeführt - den Mitgliedern des Ausschusses und nachfolgend den 
Damen und Herren Landtagsabgeordneten grundsätzlich die Zustimmung zum 
Gesetzesentwurf. 
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Internet 
www.lwv-hessen.de 

Telefon 
0561 1004 - 0 
 
Telefax 
0561 1004 - 2727 

Besucheranschrift 
Ständeplatz 6-10 
34117 Kassel 

Bankverbindung 
Landeskreditkasse Kassel 
IBAN DE04 5205 0000 4091 0070 07 
BIC HELADEFF520 

    

 Landeswohlfahrtsverband Hessen 
Postfach 10 24 07, 34024 Kassel  
  

Landeswohlfahrtsverband Hessen  
Der Kommunalverband der hessischen  
Kreise und kreisfreien Städte 

Die Landesdirektorin 
 
 
 
 
Datum       17. Juli 2018 
Auskunft  
Telefon 0561/1004-2205 
Telefax  
E-Mail susanne.selbert@lwv-hessen.de 
Zimmer  
Zeichen  

  
Hessischer Landtag 
Die Vorsitzende des Sozial- und  
Integrationspolitischen Ausschusses 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

 
 
Ihr Zeichen: I A 2.5 
 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen mündlichen Anhörung des Sozial- und Integrati-
onspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtags zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU und Bündnis 90/Die Grünen für ein Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes - Drucks. 19/6413 - 
 
- ergänzende Stellungnahme - 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
 
unter Bezugnahme auf unsere Stellungnahme vom 13.07.2018 sehen wir uns veranlasst, ergänzend 
die nachfolgende Stellungnahme nachzureichen. 
 
Zunächst möchten wir einen Fehler korrigieren, der sich eingeschlichen hat: In der Begründung zur 
vorgeschlagenen Änderung in Art. 1 § 4 wird in einem Klammerzusatz auf § 2 Abs. 3 verwiesen. Rich-
tig musste es heißen § 2 Abs. 2. Der nachfolgende Formulierungsvorschlag ist davon unberührt. 
 
Aufgrund mehrerer aktuell anhängiger Schiedsstellenverfahren vor der Schiedsstelle nach § 80 SGB 
XII ergeben sich nach Rücksprache mit Herrn Wolfgang Eicher, Vorsitzender der Schiedsstelle nach § 
80 SGB XII und ehemaliger Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht, noch Notwendigkeiten in der 
Anpassung der Formulierungen zu den Zuständigkeiten zum Abschluss von Vereinbarungen, um hier 
für die Vergangenheit, die Gegenwart sowie die Zukunft ab dem Jahr 2020 ausreichend klare Zustän-
digkeiten festzulegen. 
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Hintergrund ist die aktuelle Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes (B 8 SO 20/15 R vom 
08.03.2017, B 8 SO 21/15 R und B 8 SO 22/15 R vom 13.07.2017), wonach alle bisher von überörtli-
chen Trägern der Sozialhilfe nach § 75 Abs. 3 SGB XII geschlossenen Vereinbarungen nichtig seien, 
wenn das Landesrecht eine solche Zuständigkeit nicht ausdrücklich vorsieht. Diese Entscheidungen 
ergingen nicht zum hessischen Landesrecht. Nach Auffassung des Schiedsstellenvorsitzenden sind sie 
aber entsprechend anzuwenden. Da keine Regelungen im (derzeit gültigen) HAG/SGB XII für die Zu-
ständigkeit des überörtlichen Sozialhilfeträgers zum Abschluss von Vereinbarungen enthalten sind, ist 
nach der Rechtsprechung des BSG die Regelung des § 97 Abs. 1 SGB XII anzuwenden, wonach der 
örtliche Träger der Sozialhilfe zuständig ist, soweit nicht ausdrücklich der überörtliche Träger zuständig 
ist. In den Bundesländern mit einer der hessischen Rechtslage vergleichbaren Situation ist daher nach 
Auffassung des BSG immer die Zuständigkeit des örtlichen Sozialhilfeträgers gegeben und die von den 
überörtlichen Trägern abgeschlossenen Verträge sollen nichtig sein. 
 
In drei derzeit anhängigen Schiedsstellenverfahren kann die Schiedsstelle aus diesem Grunde keine 
Entscheidung treffen, weil die zugrunde liegenden Verträge für nichtig angesehen werden. 
Wir halten auch nach Rücksprache mit Herrn Eicher die derzeit im Entwurf des HAG/SGB XII enthalte-
nen Regelungen für nicht ausreichend, um für die Zukunft ausreichend klare Regelungen zu den Zu-
ständigkeiten für den Abschluss von Vereinbarungen nach dem SGB IX sowie nach dem SGB XII zu 
schaffen und darüber hinaus auch die vom LWV Hessen in der Vergangenheit geschlossenen Verein-
barungen zu legitimieren. 
 
An unserer Stellungnahme vom 13.7.2018 halten wir grundsätzlich fest, müssen jedoch an der vorge-
schlagenen Änderung zu Artikel 2 § 6 und Artikel 4 eine Korrektur vornehmen.  
In Artikel 2 § 6 müssen aufgrund möglicher Doppelzuständigkeiten entgegen unserer Stellungnahme 
vom 13.07.2018 und den sich aus den derzeit anhängigen Schiedsstellenverfahren (siehe o.a. Ausfüh-
rungen) ergebenden Problemen, Präzisierungen vorgenommen werden. 
In § 6 Abs.1 muss nur § 2 Abs. 1 in Bezug genommen werden, in § 6 Abs. 2 wiederum die Absätze 2 
und 4. Hierdurch werden die von uns in unserer Stellungnahme vorgeschlagenen Änderungen im § 2 
auch bei der Zuständigkeit für die Vertragsabschlüsse wirksam.  
 
Ein Inkrafttreten der §§ 6 und 7 des Artikels 2 am Tag der Verkündung würde dazu führen, dass es 
damit bis zum 31.12.2019 (dem von uns vorgeschlagenen Inkrafttreten des neuen HAG/SGB XII) je-
weils zwei gültige §§ 6 und 7 im HAG/SGB XII mit unterschiedlichen Regelungsinhalten gäbe. Dies gilt 
es zu vermeiden. 
Wir schlagen daher vor, den Artikel 2 vollumfänglich erst zum 01.01.2020 in Kraft zu setzen und einen 
neuen Artikel 3 zur Umsetzung der bis zum 31.12.2019 erforderlichen Änderungen aufzunehmen (der 
derzeitige Artikel 3 würde dann Artikel 4, Artikel 4 wird Artikel 5). Der für die Übergangszeit bis zum In-
krafttreten des Art. 2 neu einzufügende § 3a HAG/SGB XII ist wortgleich mit der in Art. 2 § 7 vorgese-
henen Regelung, die dann ab 1.1.2020 gelten würde. Es wäre aber sichergestellt, dass die Vorschrif-
ten über die Vertragsabschlüsse rechtzeitig vor dem 1.1.2020 bereits in Kraft treten würden, die not-
wendigen Änderungen in Anpassung an das BTHG aber erst zu diesem Zeitpunkt. 
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Formulierungsvorschlag: 
 
Zu Art. 2 § 6: 
„In Abs. 1 wird nach ‚§ 2‘ eingefügt: ‚Abs. 1‘. 
In Abs. 2 wird ‚§ 2 Abs. 3‘ ersetzt durch ‚§ 2 Abs. 2 und 4‘.“ 

 
Folgender Artikel 3 wird angefügt, die bisherigen Artikel 3 und 4 werden Artikel 4 und 5: 
 
„Art. 3“ 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Zwölften Buch Sozialgesetzbuch vom 
20.12.2014, zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.2017 
 

1. In § 2 werden die folgenden Absätze 4 und 5 angefügt: 
(4) Die sachliche Zuständigkeit des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe umfasst auch die Zuständig-
keit für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 SGB XII. Für den Fall einer Doppelzu-
ständigkeit von örtlichen und überörtlichen Träger treffen die jeweils zuständigen Träger der Sozialhilfe 
oder die kommunalen Spitzenverbände und der Landeswohlfahrtsverband Hessen entsprechende 
Vereinbarungen über die Zuständigkeit zum Vertragsabschluss. 
(5) Die Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 SGB XII, die von dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe vor 
dem 01.01.2015 geschlossen wurden, werden zum 01.01.2015 wirksam.“ 
 

2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 
§ 3a Interessenvertretung 
(1) Maßgebliche Interessenvertretung im Sinne des § 80 Abs. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch ist der oder die Beauftragte für die Belange der Menschen mit Behinderungen (Landesbeauftrag-
te/r) nach § 18 des Hessischen Behindertengleichstellungsgesetzes. Der oder die Landesbeauftragte 
wird vom Inklusionsbeirat beraten. 
(2) Der oder die Landesbeauftragte kann sich vertreten lassen.“ 

 
Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) - ehemals Artikel 4 - 
Die Artikel 1 und 2 bzw. 4 müssen zum 01.01.2020 in Kraft treten. Wir weisen diesbezüglich auf die 
Begründung in unserer ursprünglichen Stellungnahme hin. 
Artikel 3 muss ein differenziertes Inkrafttreten vorsehen. Die Änderungen zu § 2 Abs. 4 und 5 müssen 
zum 01.01.2015 in Kraft treten, um die Wirksamkeit der vom LWV Hessen geschlossenen und noch bis 
zum 31.12.2019 zu schließenden Vereinbarungen zu gewährleisten. Der 01.01.2015 beruht auf einem 
anhängigen Schiedsstellenverfahren. Erst nach Verabschiedung des Gesetzes kann von der Schieds-
stelle über die offenen Verfahren entschieden werden. 
§ 3a muss zum Tag der Verkündung in Kraft treten, wie im ursprünglichen Entwurf für den dortigen Art. 
2 § 7 vorgesehen. 
 
Formulierungsvorschlag: 
„Artikel 5 wird wie folgt gefasst: 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Abweichend davon treten Artikel 3 Nr. 1 am 
01.01.2015 und Artikel 3 Nr. 2 am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft.“ 
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
wir hoffen, dass diese Formulierungsvorschläge, deren Notwendigkeit sich durch die Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts und der darauf beruhenden Auffassung der Schiedsstelle SGB XII ergeben, 
noch Eingang in das Gesetz finden können.  
 
Gerne erläutern wir auch unsere ergänzende Stellungnahme im Rahmen der Anhörung am 09.08.2018 
mündlich. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

    
Susanne Selbert      Dr. Andreas Jürgens 
Landesdirektorin      Erster Beigeordneter 
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Hessischer Landtag  
Sozial- und Integrationspolitischer  
Ausschuss 
Frau Claudia Ravensburg, MdL  
POSTFACH 3240  
65022 Wiesbaden 
 
 
 
 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen CDU und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einem Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes  
Drucksache 19/6413  
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem oben aufgeführten 
Gesetzesentwurf.  
 
Artikel 1, HAG SGB IX 
Zu § 8 
Gemäß dem sowohl im BTHG, als auch in der UN-BRK aufgeführten Ansinnen der Partizipation 
der Menschen mit Behinderung, sowie die Stärkung ihrer Selbstbestimmung, erachten wir es  
für notwendig, dass es sich bei der maßgeblichen Interessenvertretung der Menschen mit 
Behinderung um ein 3-köpfiges, regierungsunabhängiges Gremium von Menschen mit 
Behinderung, sowie der/dem Beauftragte/n der hessischen Landesregierung für die Belange 
der Menschen mit Behinderung als Vorsitzende/r, handeln sollte. Eine nahezu deckungsgleiche 
Regelung besteht in Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz.  
 
Des Weiteren schlagen wir folgende Ergänzung vor: 
Die drei Mitglieder des Gremiums werden von den Vertreter*innen der Verbände von Menschen 
mit Behinderung die in den Inklusionsbeirat berufen wurden und bei denen eine Behinderung 
von mindestens GDB 50 vorliegt, gewählt. Wählbar sind alle Vertreter*innen der Verbände, die 
die im letzten Satz aufgeführten Voraussetzungen erfüllen. 
Die Durchführung der Wahl obliegt der/dem Beauftragten der Hessischen Landesregierung für 
die Belange der Menschen mit Behinderung. 
Die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung bei einer Person anzusiedeln, die 
selbst nicht von einer Behinderung betroffen ist und von der Landesregierung berufen wird, 
entspricht unseres Erachtens nicht dem im BTHG ausgeführten Grundsatz der Stärkung der 
Partizipation und Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderung. 
 
  

 0 69955 262-36 
 0 69955 262-38 
@ hkfb@paritaet-hessen.org 
Unser Zeichen: rs 
Frankfurt, den 13. Juli 2018 
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In der Begründung zu § 8 heißt es: „Durch die Beratung im Inklusionsbeirat wird die 
Einbeziehung der dort vertretenen Expertise und Sichtweisen gewährleistet.“ 
Der Inklusionsbeirat tagt nur zweimal jährlich in der Regel für 2 Stunden. Zudem hat er 
ausschließlich beratende Funktion. Aus diesem Grund halten wir, bei der im Gesetzesentwurf 
vorgeschlagenen Interessenvertretung, die Einbeziehung der dort vertretenen Expertise und 
Sichtweisen der Verbände für Menschen mit Behinderung nicht bzw. kaum gewährleistet. 
 
Artikel 2, HAG, SGB XII 
Zu § 7 
Wir verweisen auf unsere Ausführungen in Artikel 1 § 8 und regen entsprechende Übernahme 
im Artikel 2 für § 7 an.  
 
Wir hoffen, dass unsere geringen Änderungs- und Ergänzungsvorschläge im Rahmen des 
laufenden Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigt werden können und verbleiben 

 
mit freundlichen Grüßen 
 

 
Rita Schroll 
Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros  
für Frauen mit Behinderung 
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Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bezirk Hessen-Thüringen 

DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen 

Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 
60329 Frankfurt/Main 

Ansprechpartner:  
André Schönewolf 

Telefon: 069 273005-32 
Telefax: 069 273005-45 
E-Mail: andre.schoenewolf@dgb.de 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme zu 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein 
Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes – Drucksache 19/6413 – 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frankfurt/Main, 23. Juli 2018 
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Aus Sicht des Deutschen Gewerkschaftsbundes ist ein wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs, das 
Lebensabschnittsmodell für die Bestimmung der künftigen Zuständigkeit in der Eingliederungshilfe 
aufzugreifen, grundsätzlich zu begrüßen. Die verteilten Zuständigkeiten zwischen den kommunalen 
Trägern, Kreisen und kreisfreien Städten einerseits und dem überörtlichen Träger Landeswohl-
fahrtsverband Hessen (LWV) andererseits, begrüßen wir ebenfalls ausdrücklich, weil die Unter-
scheidung zwischen ambulanten, teilstationären und stationären Hilfen im SGB IX komplett 
aufgegeben wird und damit die Hilfe zur Pflege Bestandteil der Eingliederungshilfe wird. Der LWV 
als bisheriger und überörtlicher Träger der Sozialhilfe in Hessen wird im Aufgabenprofil gestärkt 
und bleibt der zuständige Leistungsträger für die Eingliederungshilfe. Der DGB Hessen-Thüringen 
bewertet das ausdrücklich positiv. 
 
Wir empfehlen, auf die Veränderungen hinsichtlich der Fachaufsicht zu verzichten und stattdessen 
die bisherige Praxis der Selbstverwaltung beizubehalten. Durch das BTHG werden den Trägern der 
Eingliederungshilfe bewusst wesentliche Aufgaben der Steuerung übertragen. Die Einrichtung einer 
Fachaufsicht läuft dem eigentlichen Ansinnen des BTHG entgegen. Wir schlagen daher vor, auf das 
Einrichten einer Fachaufsicht zu verzichten. 
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Praunheimer Werkstätten gGmbH 03.07.2018 
Wolfgang Rhein 
Geschäftsführer 
 
 
Betreff: HAG zum BTHG, Stellungnahme zum Entwurf der Regierungsfraktionen vom 
15.5.2018 
 
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
 
 
mit dieser E-Mail schicke ich Ihnen eine Stellungnahme zum Gesetzentwurf der 
Fraktionen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz zur Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes vom 15. 5. 2018. Dabei beziehe ich mich ausschließlich auf 
die in Art. 1 (HAG/SGB IX) gemachten Ausführungen zur Zusammensetzung der nach 
§ 94 Abs. 4 SGB IX zu bildenden Arbeitsgemeinschaft, näherhin § 7 i. V. m. § 8. 
 
 
1. Vertretung der Menschen mit Behinderungen 
 
Der Gesetzentwurf nennt in § 7 (Arbeitsgemeinschaft) Abs. 3 als Mitglieder der nach 
§ 94 Abs. 4 SGB IX zu bildenden Arbeitsgemeinschaft Vertreterinnen und Vertreter u. 
a. der "Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung". 
Das ist noch unverfänglich.  
 
In § 8  (Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung) jedoch wird der/die 
"Beauftragte für die Belange der Menschen mit Behinderungen" als die "maßgebliche 
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen" definiert (Abs. 1 Satz 1) und, 
damit kein Zweifel aufkommt, ausdrücklich "auch für die Teilnahme an der nach § 94 
Abs. 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu bildenden Arbeitsgemeinschaft 
nach § 7" benannt (Abs. 1 Satz 2).  
 
Das widerspricht der Vorgabe des § 94 Abs. 4 SGB IX: "Die Arbeitsgemeinschaften 
bestehen aus...Vertretern der Verbände für Menschen mit Behinderungen." Es geht 
dort nicht um von dritter Seite zu Vertretungen Ernannte, sondern präzise um 
Verbände. Den Landesregierungen wird zwar überlassen, Näheres zu 
Zusammensetzung und Verfahren zu bestimmen; das berechtigt sie aber nicht, von 
der im Gesetz bereits bemachten Vorgabe selbst abzuweichen. 
Der/die Landesbeauftragte wird gem. § 18 Abs. 1 Satz 1 Hessisches 
Behindertengleichstellungsgesetz (HessBGG) von der Landesregierung berufen. 
Er/sie ist damit keine Vertretung der Verbände für Menschen mit Behinderungen, 
sondern vertritt die Landesregierung (wird daher folgerichtig in näher definiertem 
Bedarfsfall von dem/der zuständigen Staatssekretär/in vertreten). Daß er/sie gem. § 
18 Abs. 7 HessBGG "die Verbände, welche die Belange behinderter Menschen 
fördern...in geeigneter Weise" zu beteiligen hat, kann nicht als Ersatz gewertet 
werden. 
 
Der Begriff "Verbände für Menschen mit Behinderungen" ist bezüglich der möglichen 
Selbstvertretung behinderter Menschen nicht trennscharf, läßt daher sowohl Selbst- 
wie Fremdvertretung zu. "Verbände für Menschen mit Behinderungen" hingegen ist 
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durch den benannten Zweckbezug hinlänglich scharf vom Staat als allumfassender, 
obligatorischer Organisationsform 
abgegrenzt: "Verbände sind Gruppen von Einzelpersonen (natürliche Personen) oder 
Körperschaften (juristische Personen) aller Art, die sich freiwillig zur Verfolgung 
gemeinsamer Zwecke zusammengeschlossen haben und meist über eine feste 
interne Organisationsstruktur auf Basis einer Satzung verfügen. 
Verbände bündeln die Interessen der einzelnen Mitglieder zum Erreichen 
gemeinsamer Ziel- oder Wertvorstellungen, sie stellen eine soziale Interessengruppe 
dar (Interessenverband). Sie existieren und agieren in allen Gesellschaftsbereichen." 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Verband_%28Recht%29)  
 
Damit gestattet § 94 Abs. 4 SGB IX als Mitglieder der Arbeitsgemeinschaften zur 
Vertretung der Betroffenen nur entweder allgemeinere Organisationen zur 
Interessenvertretung behinderter Menschen - z. B. aus den Landesgliederungen der 
fünf sog. Fachverbände Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte 
Menschen e.V., Bundesverband anthroposophisches Sozialwesen e.V., 
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V., Bundesverband evangelische Behindertenhilfe 
e.V., Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. - oder Organisationen der 
Selbstvertretung behinderter Menschen, z. B. in der Liga Selbstvertretung (http://liga-
selbstvertretung.de/) organisierten, Landesarbeitsgemeinschaft Werkstatträte Hessen 
e.V. u. a.. 
 
Das Land ist gem. § 131 Abs. 2 SGB IX zwar befugt, "die maßgeblichen 
Interessenvertretungen der behinderten Menschen" zu bestimmen. Daher ist es 
statthaft, in Art. 1 (HAG/SGB IX) § 8 Abs. 1 Satz 1 als Interessenvertretung den/die 
Landesbeauftragte/n einzuführen. Imselben Sinn wird in Art. 2 (HAG/SGB XII), § 7 
(Interessenvertretung) verfahren, und auch dort ist das - hier gem. § 80 Abs. 2 SGB XII 
- zulässig. Die Befugnis des § 131 Abs. 2 SGB IX geht jedoch nicht so weit, die klare 
bundesgesetzliche Vorgabe des § 94 Abs. 4 SGB IX zu verlassen. 
 
Der in Art. 1 § 7 verwendete Ausdruck "Interessenvertretung der Menschen mit 
Behinderungen" ist verwirrend, weil deckungsgleich mit der Definition der/des 
Landesbeauftragten in § 8 Abs. 1 Satz 1. Das Mißverständnis ist jedoch nicht 
zwingend, weil es keinen Grund gibt, diese Bezeichnung in § 7 zu verwenden. Es 
würde völlig genügen, die bundesgesetzlich angebotene Formulierung "Verbände 
für Menschen mit Behinderungen" zu übernehmen. 
Ergänzend müßte bestimmt werden, wer die Auswahl trifft; das könnte z. B. 
der/die Landesbeauftragte sein. 
 
Bei Gelegenheit der Textüberarbeitung sollte auch der Aufbau des § 7 repariert 
werden; derzeit fehlt es Abs. 4, Sätze 1 und 2, Abs. 5, Satz 1, und Abs. 7, Satz 2, 
mangels Bezuges an der inhaltlichen Klarheit. Dann muß nur noch § 8 Abs. 1 Satz 2 
gestrichen werden, und der durch unpassenden Sprachgebrauch entstandene, 
unnötige Konflikt aus der Gleichsetzung zwischen dem/der Landesbeauftragten als 
Interessenvertretung der behinderten Menschen und den Verbänden für behinderte 
Menschen als Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft nach § 94 Abs. 4 SGB IX ist 
aufgelöst. 
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2. Vertretung der Leistungserbringer 
 
Gem. § 94 Abs. 4 Satz 2 SGB IX sind Vertreter "der Leistungserbringer" 
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaften. Art. 1 (HAG/SGB IX) § 7 nennt hierfür 
Vertreter/innen der Liga der freien Wohlfahrtspflege Hessen. Das widerspricht der 
Vorgabe des SGB IX nicht unmittelbar, nimmt seine Intention aber auch nicht 
konsequent auf: Explizit die Leistungserbringer sollen beteiligt werden (s. Begründung 
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 22.6.2017, S. 282).  
 
Leistungserbringer in der Eingliederungshilfe sind durchaus als solche auf 
Landesebene organisiert und greifbar (z. B. Landesarbeitsgemeinschaften für 
Werkstätten für behinderte Menschen, Wohnen, Frühe Hilfen), nicht nur durch die 
vergleichsweise abstrakte Form der Arbeitsgemeinschaft der jeweiligen 
Spitzenwohlfahrtsverbände, die neben Eingliederungshilfe noch eine Vielzahl 
weiterer sozialer Felder abzudecken haben. Nichts spricht daher dagegen, zusätzlich 
zu Vertretern der Liga der freien Wohlfahrtspflege Leistungserbringer direkt in die 
Arbeitsgemeinschaft aufzunehmen, vorzugsweise flexibel je nach anstehendem 
inhaltlichen Schwerpunkt, und auch hier möglicherweise wieder durch den/die 
Landesbeauftragte/n ausgewählt. 
 
Zur weiteren Beratung stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Wolfgang Rhein 
Geschäftsführer 
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